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Aktuelle Aufgaben
auf dem Gebiet des Staates und des Rechts
Dr. KLAUS SORGENICHT, Leiter der Abteilung Staats- und Rechtsfragen im Zentralkomitees der SED, 
Mitglied des Staatsrates der DDR

Dem nachstehenden Beitrag liegt ein Auszug aus dem 
Referat zugrunde, das der Verfasser am 17. November 1978 
auf der wissenschaftlich-methodischen Konferenz des Mi­
nisteriums für Hoch- und Fachschulwesen gehalten hat, 
die sich mit Erfahrungen und Aufgaben der rechtswissen­
schaftlichen Ausbildung an den Universitäten der DDR 
beschäftigte. D. Red.

Die Grundlinie der Politik der SED auf staatlichem Ge­
biet besteht bekanntlich darin, den sozialistischen Staat 
als eine Form der Diktatur des Proletariats, die die Inter­
essen des ganzen Volkes vertritt, weiter zu stärken. So 
hat es der IX. Parteitag beschlossen, und so wird es durch­
geführt. Der Stellenwert dieser Aufgabe ergibt sich schon 
daraus, daß der Parteitag den sozialistischen Staat als das 
Hauptinstrument bei der weiteren Umgestaltung der 
Gesellschaft bezeichnet. Die Stärkung unseres Staates um­
faßt viele und sehr verschiedene Aufgaben und Aktivitä­
ten. Das Ausschlaggebende dabei war und bleibt aber, 
den prinzipiell neuen Klassencharakter dieses Staates, den 
Klasseninhalt seiner Tätigkeit, richtig zu erkennen, ihn 
ständig zu gewährleisten und weiter auszubauen.

Einheit von politischer Macht und Demokratie 
im Sozialismus

Gegen die Notwendigkeit der Diktatur des Proletariats 
und die Einheit von Macht und Demokratie im Sozialismus 
wurden und werden immer wieder wütende, langfristig 
angelegte Angriffe des Feindes gerichtet. Warum ist das 
so? Weil die marxistisch-leninistische Fragestellung in der 
Machtfrage für die Bourgeoisie die gefährlichste und für 
die Arbeiterklasse die wichtigste ist! Diese Erkenntnis ist 
eine entscheidende Lehre unserer eigenen Geschichte. Den­
ken wir nur an den Verlauf der Novemberrevolution, an 
die Weimarer Ära, die Machtergreifung durch den Faschis­
mus und die Nachkriegsentwicklung. Immer stand die 
Machtfrage im Zentrum des Kampfes, immer wurden alle 
Einzelfragen letzten Endes durch die richtige oder falsche 
Lösung dieser Hauptaufgabe mit entschieden!

Es ist charakteristisch für die Bourgeoisie und ihre 
Helfershelfer aus dem Lager des Opportunismus, daß sie 
stets mit den Mitteln der bewußten Irreführung und Täu­
schung der Massen gearbeitet haben, um ihre Positionen 
gegen den Ansturm der Revolution zu retten. Das General­
argument, der große Trick, besteht in der abstrakten Ge­
genüberstellung von Demokratie und Diktatur. Die bürger­
liche Demokratie sei die Inkarnation der Freiheit des 
Bürgers und der Gewaltlosigkeit, während die Diktatur 
des Proletariats „totalitär“ sei und die Freiheit des Men­
schen und seine Rechte einschränke. Mit dieser zutiefst 
verlogenen Argumentation sollen die Kleinbürger er­
schreckt und die edlen Wünsche und Bestrebungen der 
Massen nach mehr Demokratie für konterrevolutionäre 
Zwecke mißbraucht werden.

In Wirklichkeit besteht im sozialistischen Staat eine 
volle Übereinstimmung von Macht und Demokratie. Schon 
die Eroberung der Macht durch die Arbeiterklasse und 
ihre Verbündeten war ein Akt realer Demokratie, stellte 
Hunderttausende einfacher Arbeiter und Bauern erstmals

vor die Aufgaben selbständigen politischen Handelns. Die 
politische Macht der Arbeiterklasse wurde, indem mit 
ihrer Hilfe das Privateigentum an den wichtigsten Pro­
duktionsmitteln aufgehoben und die Schulreform, die Ju­
stizreform und andere revolutionäre Veränderungen voll­
zogen wurden, zur Grundlage für reale demokratische 
Rechte und Freiheiten für das Volk. Die Diktatur des Pro­
letariats und die sozialistische Demokratie sind also als 
Einheit zweier Seiten aufzufassen, die sich wechselseitig 
bedingen und stärken. Wenn wir davon sprechen, die 
Macht zu festigen, so heißt das zugleich, die Demokratie 
als Hauptrichtung der Staatsentwicklung auszubauen. 
Wenn wir umgekehrt davon sprechen, die Demokratie aus­
zubauen, so meinen wir damit, die Macht der Arbeiter­
klasse durch die Werktätigen immer besser auszuüben. Die 
Diktatur des Proletariats ist nicht trotz, sondern gerade 
wegen, ihres Klassencharakters millionenfach demokrati­
scher als jede bürgerliche Demokratie. Bei ihr ist die 
Demokratie innere Gesetzmäßigkeit der Staatsentwicklung 
und nicht nur eine Konzession an die Volksmassen wie 
im bürgerlichen Staat, die widerwillig gewährt und allzu 
gern wieder entzogen wird.

L e n i n  hat in seiner Vorlesung „Über den Staat“ 
darauf hingewiesen, daß die Frage, des Staates die Inter­
essen der Klassen stärker berührt als irgendeine andere 
Frage, daß dieser Streit kein Streit um Worte ist, son­
dern Ausdruck des Klassenkampfes und daß sieh dieser 
Klassenkampf widerspiegelt in den Ansichten der Klassen 
über den Staat. Lenin betonte, daß man in dieser Frage 
von der Bourgeoisie keinerlei Unparteilichkeit erwarten 
könne.1

Diesen Hinweisen sind wir gefolgt, als unsere Partei 
und alle demokratischen Kräfte vor der Aufgabe standen, 
die Grundlagen des demokratischen und später sozialisti­
schen Staatswesens zu schaffen.

Welche gemeinsamen Positionen haben sich die Arbei­
terklasse und ihre Verbündeten zur Machtfrage erarbeitet, 
die heute geschichtliche Wahrheit sind?

1. Die Einheit der Arbeiterklasse ist die erste Voraus­
setzung für die Schaffung einer neuen Staatsmacht. Die 
Lösung der Machtfrage ist aufs engste mit der Formierung 
einer einheitlichen revolutionären Partei der Arbeiter­
klasse verbunden.

2. Eine revolutionäre Bewegung kann nur siegen, wenn 
sie mit der Sowjetunion und den anderen Staaten der so­
zialistischen Gemeinschaft verbündet ist, wenn sie bewußt 
das Werk der Oktoberrevolution fortführt, wenn sie den 
Antikommunismus und Antisowjetismus ausmerzt.

3. Eine reale Demokratie kann nur errichtet werden, 
wenn diese Demokratie sich auf die am meisten progres­
sive Klasse, die Arbeiterklasse, stützt und wenn den Fein­
den der Demokratie keine demokratischen Freiheiten ge­
währt werden.

4. Die bürgerliche Koalitionspolitik, die den Verzicht 
auf revolutionäre Politik bedeutet hätte, mußte durch die 
Blockpolitik als Ausdruck des Bündnisses aller demokrati­
schen Kräfte unter Führung der Partei der Arbeiterklasse 
ersetzt und damit die Rückkehr zum bürgerlichen Parla­
mentarismus versperrt werden.

5. Der alte Staatsapparat mußte durch die Säuberung 
von Kriegs- und Nazi Verbrechern und die Abschaf-


